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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Huckepackverkehr 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 30. April 1964 
— Drucksache IV/2044 — 


Mit Ihrem Schreiben vom 30. April 1964 hatten Sie dem Herrn 
Bundeskanzler den vom Deutschen Bundestag in seiner 125. Sit- 
zung am 30. April 1964 angenommenen Antrag des Finanz- 
ausschusses (14. Ausschuß) auf Drucksache IV/2044 betr. Hucke- 
packverkehr übermittelt. Der Staatssekretär des Bundeskanzler- 
amtes hat mir Ihr Schreiben mit der Bitte um Kenntnisnahme 
und weitere Veranlassung zugeleitet. In dem genannten Be- 
schluß des Deutschen Bundestages war die Bundesregierung 
ü. a. ersucht worden, dem Bundestag zu gegebener Zeit über 
die Möglichkeiten einer Förderung des Huckepackverkehrs zu 
berichten. 

Die Bundesregierung hat es im Hinblick auf die Vielzahl der 
mit dem Huckepackverkehr zusammenhängenden wirtschaft- 
lichen, technischen und verkehrsrechtlichen Probleme für zweck- 
mäßig gehalten, zunächst die Entwicklung des Huckepackver- 
kehrs über einen längeren Zeitraum zu beobachten und dem 
Bundestag anschließend einen ausführlichen Bericht zu erstat- 
ten. Die Ergebnisse dieser Beobachtungen und die Auswertung 
der hierbei gemachten Erfahrungen lassen es nunmehr ange- 
zeigt erscheinen, dem Deutschen Bundestag den gewünschten 
Bericht zuzuleiten. Ich darf Ihnen daher im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft und — soweit die 
Ausführungen steuerpolitische Fragen berühren — im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen den beigefügten 
„Bericht über die bisherige Entwicklung des Huckepackverkehrs 
und Maßnahmen zu seiner Förderung" übermitteln. 


Seebohm 


Druck! Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Bericiit über die bisherige Entwicklung des Huckepackverkehrs 
und Maßnahmen zu seiner Förderung 


1 . 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 125. Sit- 
zung am 30. April 1964 folgenden Antrag des 
Finanzausschusses — Drucksache IV/2044 — ange- 
nommen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht zu prüfen, ob 
und welche Maßnahmen notwendig und geeignet 
sind, den Huckepackverkehr zu fördern, und dar- 
über dem Bundestag zu gegebener Zeit zu be- 
richten.“ 

Diesem Ersuchen kommt die Bundesregierung 
durch Vorlage dieses Berichts nach. 

n. 

A, Allgemeine Vorbemerkungen 

Der Verkehrsnutzer fordert in neuerer Zeit auch 
über weite Entfernungen immer mehr eine indivi- 
duelle Verkehrsbedienung im Haus-Haus-Verkehr. 
Der bei der Eisenbahn bisher übliche Haus-Haus- 
Verkehr mit Hilfe von Gleisanschlüssen vermag 
diesen Wünschen in vielen, aber nicht mehr in allen 
Fällen gerecht zu werden. Bei dem vorhandenen 
dichten Straßennetz vermag dagegen der Lastkraft- 
wagen — seiner Eignung entsprechend — die heu- 
tigen Ansprüche der Verkehrsnutzer weitgehend 
zu erfüllen. 

Der Wettbewerb des Lastkraftwagens in der Be- 
dienung der Kunden veranlaßte die Eisenbahn, in 
ihrem Haus-Haus-Verkehr eine Vereinigung der 
Vorteile von Schiene und Straße anzustreben. Zu 
diesem Zweck richtete sie ihre Bemühungen in ver- 
stärktem Maße auf die verschiedenen Formen des 
kombinierten Verkehrs. Ziel dieses Verkehrs ist es, 
alle inner- und zwischenbetrieblichen Transporte 
auch über verschiedene Verkehrsarten zu einem 
Gesamtbeförderungsvorgang (durchgehende Trans- 
portkette^ zu verbinden. Die wichtigsten Zweige des 
kombinierten Verkehrs sind dabei 

der Paletten- und Kleinbehälterverkehr, 
der Huckepackverkehr und 
der Großbehälterverkehr. 

Im Sinne einer umfassenden Beantwortung des 
Ersuchens des Deutschen Bundestages sind der 
Huckepackverkehr und der Großbehälterverkehr 
gemeinsam zu betrachten. Auf eine Darstellung des 
Paletten- und Kleinbehälterverkehrs kann in die- 
sem Zusammenhänge verzichtet werden. 

Der Huckepackverkehr (vgl. Abschnitt B) ent- 
wickelte sich aus dem Gedanken, normale Straßen- 


fahrzeuge einschließlich der Fahrgestelle auf Eisen- 
bahnwagen zu befördern. Die weitere Entwicklung 
führte zu Systemen, bei denen unter teilweiser oder 
völliger Zurücklassung des Fahrgestells nurmehr 
der Aufbau des Straßenfahrzeugs auf dem Schienen- 
weg befördert wird. Das letztgenannte Verfahren 
stellt bereits ein Zwischenglied zum Großbehäl- 
terverkehr (vgl. Abschnitt C) dar. Der Großbe- 
hälter ist aus der Großverpackung (z. B. Seekisten) 
entwickelt und gestattet es, das Ladegut in einer 
auf die Verhältnisse der Läger bei Versender und 
Empfänger und auf die Eigenschaften der verschie- 
denen Transportmittel abgestimmten Weise im 
Sinne einer durchgehenden Transportkette zu be- 
fördern. 

Im Ursprungsland des Huckepackverkehrs, den 
Vereinigten Staaten von Amerika, wird daher auch 
die Beförderung von Wechselkästen dem dort unter 
der Bezeichnung „Piggy-back" -Verkehr bekannte 
Huckepackverkehr zugerechnet. Der vorliegende 
Bericht geht ebenfalls von dieser umfassenden Be- 
griffsbestimmung aus. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) 
sind die technischen Voraussetzungen für den 
„Piggy-bacfc" -Verkehr besonders günstig: 

a) Das Lichtraumprofil (Durchfahrthöhe) der ame- 
rikanischen Eisenbahnen erlaubt es, die meisten 
der dort zugelassenen Straßenfahrzeuge auf dem 
größten Teil der Strecken auf gewöhnlichen 
Eisenbahnwagen, das heißt, ohne irgendwelche 
Beschränkungen, zu befördern. 

In Europa bestehen für die Lkw-Beförderung 
auf Schienenfahrzeugen wegen des geringeren 
Lichtraumprofils der Eisenbahn wesentliche Be- 
hinderungen. Insbesondere sind in der Bundes- 
republik Deutschland die zulässigen Abmessun- 
gen der Lkw größer als der auf dem Schienen- 
weg normalerweise zur Verfügung stehende 
Raum, vor allem hinsichtlich der Eckbegrenzung 
der Straßenfahrzeuge. 

b) Der Straßengüterverkehr wird weitgehend mit 
Sattelzügen durchgeführt. Eine Trennung zwi- 
schen dem Motorfahrzeug und dem eigentlichen 
Lastfahrzeug (Auflieger) ist daher ohne weite- 
res möglich. 

Demgegenüber hat sich in Europa und vor allem 
in der Bundesrepublik Deutschland der Sattelzug 
bisher nicht in gleichem Maße durchgesetzt. Hier 
kann wegen der vorgeschriebenen Kurvenläu- 
figkeit bei Sattelzügen die für Straßenfahrzeuge 
höchstzulässige Länge und damit die maximale 
Nutzlast nur ausgenutzt werden, wenn die Hin- 
terachse des Sattelanhängers lenkbar ist. Dies 
würde zusätzliche Kosten verursachen. 
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Trotzdem hat sich auch in den USA neben dem 
Huckepackverkehr der Großbehälterverkehr, insbe- 
sondere mit Groß-Containern, in stärkerem Maße 
entwickelt; nicht zuletzt deshalb, weil das Mitführen 
des Fahrgestells die durchgehende Transportkette 
bei anderen Verkehrsträgern (insbesondere Seever- 
kehr) erschweren, wenn nicht gar unmöglich machen 
würde. 


B. Bisherige Entwicklung des Huckepackverkehrs 


richtet. Als höchste Geschwindigkeit sind 100 km/h 
zulässig. 

Ende 1965 waren 119 zweigliedrige Einheiten mit 
238 Standplätzen bei der DB vorhanden. Die Erhö- 
hung der Lastgrenzen für die Spezial-Tiefladewagen, 
die wegen der Änderung des zulässigen Gesamt- 
gewichts für Lastzüge und Satteizüge (Erhöhung auf 
38 t; vgl. Verordnung zur Änderung der StVZO 
vom 23. April 1965) erforderlich ist, wird bei der DB 
erprobt. 


1. Technische Entwicklung 

Die Entwicklung des Huckepackverkehrs in tech- 
nischer Hinsicht ist gekennzeichnet von dem Be- 
mühen, durch geeignete Transportmittel die Schwie- 
rigkeiten zu überwinden, die sich insbesondere aus 
den unterschiedlichen Profilen des Schienen- und 
Straßenverkehrs ergeben. 

ln den vergangenen Jahren wurden hierzu mit 
Unterstützung des Bundesministers für Verkehr 
(BMV) die verschiedenen Lösungsmöglichkeiten un- 
tersucht und — soweit erfolgversprechend — bis zur 
Betriebsreife entwickelt. 

Zu den nun technisch ausgereiften Systemen zur 
Beförderung normaler Sattelanhänger des Straßen- 


2. Wirtschaftliche Entwicklung 

Auf folgenden Strecken verkehrten im Sommer 
1965 Huckepackzüge: 

Von Gelsenkirchen nach München (750 km), 


von München 
von Hamburg 
von Augsburg 
von Stuttgart 
von Fürth (Bay) 


nach Gelsenkirchen (750 km), 
nach Köln (463 km), 
nach Hannover (577 km), 
nach Hannover (545 km), 
nach München (210 km). 


Die Gesamtentwicklung des Huckepackverkehrs 
(einschließlich des Containerverkehrs — vgl. Ab- 


Verkehrs auf Eisenbahnwagen zählen insbesondere 
die Systeme „Aachen" und „Siegen" der Deutschen 

schnitt C) ergibt für die Jahre 1963 bis 1965 fol- 
gendes Bild: 

Verkehrsart 

Zahl der beförderten 
Sendungen 

beförderte Tonnen 

1963 1 1964 1 1965 

1963 1 1964 1 1965 

Unternehmerverkehr 

2 932 9 484 9 839 

46 071 151 575 161 263 


Regieverkehr der DB 

a) Binnenverkehr 

b) grenzüberschreitender Verkehr 

2 927 2 195 1 815 

205 289 265 

39 444 32 737 28 360 

1 971 2 518 2 024 

zusammen . . . 

6 064 11 968 11 919 

87 486 186 830 191 647 


Bundesbahn (DB), bei denen durch die Verwendung 
von Spezial-Tiefladewagen mit kleinen Rädern und 
teilweise absenkbarer Ladeplattform normale Sat- 
telauflieger bis zu einer Eckhöhe von 3,31 m bis 
3,55 m auf der Schiene befördert werden können. 

Hierbei steht das System „Aachen'" im Vorder- 
grund, bei dem Niederflurwagen der Eisenbahn mit 
einer kleinsten Plattformhöhe von etwa 380 mm 
über Schienenoberkante und einem kleinsten Rad- 
durchmesser von 680 mm verwendet werden. Jeder 
Wagen kann ein Straßenfahrzeug von 27 t Gesamt- 
gewicht (entspricht rd. 20 t Nutzlast) aufnehmen. 
Die einzelnen Einheiten können durch Überlade- 
klappen zu einer durchgehenden Fahrstraße verbun- 
den werden, so daß eine Längsverladung möglich 
ist. Sie sind außerdem auch für eine Be- und Ent- 
ladung über plattformglciche Seitenrampen einge- 


Gemessen an der Gesamtmenge der im Jahre 1965 
beförderten Güter 

— im Schienenverkehr rd. 341 Mio t 

— im gewerblichen Güterfernver- 
kehr mit deutschen Fahrzeugen rd. 88 Mio t 

in Höhe von rd. 429 Mio t nimmt sich der Anteil des 
Huckepackverkehrs (191 647 t) mit 0,04 vom Hun- 
dert recht bescheiden aus. 

Die Gründe für diese hinter den Erwartungen zu- 
rückbleibende Entwicklung des Huckepackverkehrs 
können im wesentlichen wie folgt zusammengefaßt 
werden: 

a) Der Verlader zahlt bei Beförderung im Hucke- 
packverkehr zur Zeit die normalen Frachten des 
Reichskraftwagentarifs. Gegenüber der durchge- 
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henden Beförderung auf der Straße hat er somit 
keinen Vorteil. Von ihm können daher keine 
Impulse für eine Intensivierung des Huckepack- 
verkehrs erwartet werden. 

b) Bei den Unternehmen des gewerblichen Güter- 
fernverkehrs handelt es sich vorwiegend um 
Kleinbetriebe, die oft nur über eine oder wenige 
Konzessionen verfügen. Eine Teilnahme am 
Huckepackverkehr wäre ihnen nur möglich, 
wenn sie am Versand- und am Empfangsort für 
den Zu- und Ablauf je eine für den Fernverkehr 
konzessionierte Zugmaschine bereitstellen wür- 
den, da die von der DB für diese Transporte zur 
Verfügung gestellten Sondertarife („Katteneser 
Sätze") gemäß ausdrücklicher vertraglicher Ver- 
einbarung nur unter dieser Bedingung gewährt 
werden. Das bedeutet praktisch, daß diese Fahr- 
zeuge infolge ihrer örtlichen und zeitlichen Bin- 
dung nicht so freizügig eingesetzt werden kön- 
nen wie die übrigen Fahrzeuge des gewerblichen 
Güterfernverkehrs. Solange jedoch die für den 
Fernverkehr konzessionierten Fahrzeuge auf der 
Straße rationeller und rentabler eingesetzt wer- 
den können — dies gilt im übrigen auch für den 
Großbetrieb — , ist von dieser Seite eine Bele- 
bung des Huckepackverkehrs nicht wahrschein- 
lich. Rationeller wäre der Huckepackverkehr für 
den Unternehmer des gewerblichen Güterfernver- 
kehrs nur dann, wenn einerseits die Kostener- 
sparnis während der Schienenbeförderung (Treib- 
stoff, öl, Personal) größer wäre als das hierfür 
aufzuwendende Entgelt und andererseits eine 
ebenso günstige zeitliche Ausnutzung des kon- 
zessionierten Fahrzeugs möglich wäre wie bei 
einer reinen Straßenbeförderung. 

c) Der gewerbliche Güternahverkehr und der 
Werkverkehr können zur Zeit nicht in den Ge- 
nuß der „Katteneser Sätze" kommen und sind 
damit praktisch von einer Beteiligung am Hucke- 
packverkehr ausgeschlossen. Die bereits er- 
wähnte vertragliche Vereinbarung, nach der am 
Huckepackverkehr der DB nur Fahrzeuge des 
gewerblichen Güterfernverkehrs teilnehmen 
dürfen, beruht auf dem Bestreben der DB, Fern- 
transporte von der Straße auf die Schiene zu 
verlagern. Eine dadurch bewirkte Entlastung der 
Straßen ist verkehrspolitisch zu begrüßen. 

Diese Tendenz würde noch verstärkt werden, 
wenn man den Huckepackverkehr nicht nur auf den 
gewerblichen Güterfernverkehr beschränkt. Die DB 
hat sich jedoch aus wirtschaftlichen Überlegungen 
bisher nicht hierzu entschließen können, da sie be- 
fürchtet, daß auf diese Weise Schienengut in den 
Huckepackverkehr abwandert. Dieses Problem zeigt 
sich in seiner ganzen Tragweite, wenn man bedenkt, 
daß der Huckepacktarif („Katteneser Sätze") keine 
Wertstaffel vorsieht und beträchtlich unter den 
normalen Wagenladungstarifen liegt. Aus den glei- 
chen wirtschaftlichen Gründen sieht die DB auch von 
der Einbeziehung des Werknah- und des gewerb- 
lichen Güternahverkehrs ab. 

Abgesehen von diesen — mehr oder weniger 
beeinflußbaren — Umständen sind auch die struk- 


turellen Bedingungen für den Huckepackverkehr in 

der Bundesrepublik Deutschland nicht günstig. 

a) Wesentliche Voraussetzung für einen wirtschaft- 
lichen Huckepackverkehr ist ein ausreichendes 
Verkehrsaufkommen über große Entfernungen 
und ohne umfangreiche Leerrückläufe. Bei der 
räumlichen Ausdehnung der Bundesrepublik 
Deutschland und der gegebenen Struktur der 
Wirtschaftsschwerpunkte sind die notwendigen 
Bedingungen für einen wirtschaftlichen Hucke- 
packverkehr nicht in dem Maße gegeben wie 
z. B. in Frankreich und insbesondere in den USA. 
Während dort die Beförderungsstrecken zwi- 
schen 900 und 3000 km lang sind, spielt sich in 
Frankreich der Verkehr im wesentlichen zwi- 
schen Paris und den 500 bis 800 km entfernt lie- 
genden großen Städten Lyon, Bordeaux, Tou- 
louse, Marseille usw. ab. Dagegen sind in der 
Bundesrepublik Deutschland die Entfernungen 
zwischen den Hauptplätzen des Verkehrsauf- 
kommens im allgemeinen viel geringer. Ange- 
sichts des hohen Anteils der festen Kosten und 
der zeitlichen Verluste beim Auf- und Abladen 
gibt es daher im Binnenverkehr der Bundes- 
republik Deutschland nur wenige Relationen, 
auf denen sich die Vorzüge der Huckepackbeför- 
derung voll auswirken können. 

b) Während in den USA die Spezialgüterwagen zu 
einem erheblichen Teil Privatgüterwagen sind, 
so daß die Eisenbahnen das Risiko der Investi- 
tionen nicht zu übernehmen brauchen, handelt 
es sich in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
mindest während der Anlaufzeit des Huckepack- 
verkehrs und auch heute noch um eigene Fahr- 
zeuge der DB, deren Kosten von ihr voll getra- 
gen werden müssen. Auch die französische Eisen- 
bahn (SNCF) ist zum großen Teil von diesen 
Kosten entlastet, weil der Staat erhebliche Mit- 
tel zur Förderung des französischen Semi- 
Remorque-Verfahrens (Beförderung von Spezial- 
Sattelaufliegern kleineren Ausmaßes auf hier- 
für besonders eingerichteten Eisenbahnwagen) 
zur Verfügung gestellt hat. 

c) Auf Antrag der Fraktion der FDP hat der Finanz- 
ausschuß des Deutschen Bundestages unter Betei- 
ligung des Ausschusses für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen im Januar 1964 geprüft, ob für 
im Huckepackverkehr beförderte Lastkraftwagen 
eine Kraftfahrzeugsteuerrückvergütung vorge- 
sehen werden kann. Die Beratungen in den Aus- 
schüssen überzeugten auch die Antragsteller von 
der Unzweckmäßigkeit einer solchen Maßnahme. 
Die Kraftfahrzeugsteuer ist nämlich als Pauschal- 
steuer konstruiert und steht in keiner Beziehung 
zur Benutzung des jeweiligen Kraftfahrzeugs 
und den von ihm zurückgelegten Strecken. 
Außerdem würde eine Kraftfahrzeugsteuer- 
erstattung einen unangemessen hohen Verwal- 
tungsaufwand verursachen und mit Sicherheit 
Berufungen derjenigen auslösen, die mit ihrem 
Fahrzeug die Straßen verhältnismäßig wenig in 
Anspruch nehmen (vgl. Drucksache lV/2044), 

Obwohl in anderen Ländern ähnliche Gründe 
gegen die Einführung einer Steuererleichterung 
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für im Huckepackverkehr eingesetzte Straßen- 
fahrzeuge sprechen dürften, bestehen z. B. in 
Frankreich derartige Ermäßigungen. 


C. Bisherige Entwicklung des Großbehälterverkehrs 

1. Technische Entwicklung 

Während die Schaffung der technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen für die Entwick- 
lung und Förderung des Huckepackverkehrs vor 
allem von dem Bestreben ausging, die Straße von 
einem Teil des Schwerlastverkehrs zu entlasten 
und einer weiteren Abwanderung von Transporten 
von der Schiene auf die Straße entgegenzuwirken, 
steht bei der Entwicklung des Großbehälterverkehrs 
außer dem Interesse der Verkehrsträger nunmehr 
vor allem auch dasjenige der Verlader im Vor- 
dergrund. Der Großbehälter erlaubt — neben 
Palette und Kleinbehälter, auf die im Rahmen die- 
ses Berichts nicht eingegangen werden kann — eine 
durchgehende Transportkette vom Verlader zum 
Empfänger und kann auch zur Rationalisierung des 
innerbetrieblichen Transports eingesetzt werden. 

Es kann daher nicht überraschen, daß die DB 
bereits in den Jahren vor dem zweiten Weltkrieg 
über einen bedeutenden Behälterpark — und zwar 
im Bereich des Internationalen Eisenbahnverbandes 
genormte Kleinbehälter — verfügte, der nach 1948 
laufend vergrößert und durch sog. pa-Großbehälter 
(mit Fassungsvermögen zwischen 4,6 und 12,1 m^) 
ergänzt worden ist. Heute sind mehr als 110 000 
Kleinbehälter (1 bis 3 m^) im Verkehr, außerdem 
etwa 28 000 pa-Großbehälter, von denen der über- 
wiegende Teil (108 500 Klein- und 25 500 pa-Groß- 
behälter) Eigentum der DB ist. 

Das allgemein zu beobachtende Bestreben der 
Wirtschaft, größere und wirtschaftlicher verwend- 
bare Ladeeinheiten zur Verfügung gestellt zu be- 
kommen, führte dann auch in der Bundesrepublik 
zur Entwicklung der aus den USA bekannten Groß- 
containern. Sie entsprechen ihren Abmessungen 
dem Aufbau eines Lastkraftwagens oder Sattel- 
schleppers. Im Zusammenhang mit dem unter Ab- 
schnitt B behandelten Huckepackverkehr muß auch 
der Verkehr mit diesen Groß-Containern betrachtet 
werden. 

Zur Betriebsreife entwickelt und praktisch einge- 
setzt wurden in der Bundesrepublik zunächst 
Straßenfahrzeuge mit Wechselpritschen oder Wech- 
selkästen. Hierzu gehören die Systeme „Wupper- 
tal" und „Ulm" der DB, die zur Zeit im Huckepack- 
verkehr Verwendung finden und für den Container- 
verkehr erprobt werden, sowie einige von Privat- 
firmen entwickelte Systeme. 

Bei der Bauart „Wuppertal" trägt ein Lastzug auf 
dem Motorwagen und dem Anhänger je eine Prit- 
sche von 6 m Länge für jeweils 10 t Nutzlast, bei 
der Bauart „Ulm" ein Sattelauflieger eine Pritsche 
von 10,7 bis 12 m Länge für maximal 20 t Nutzlast. 
Die Aufbauten dieser Straßenfahrzeuge werden mit 
hydraulischen Einrichtungen auf normale Eisen- 


bahn-Behältertragwagen (BT-Wagen) übergeladen. 
In diesem Verkehr können Kfz- Aufbauten jeder 
Art, also auch Spezialaufbauten befördert werden. 

In der Bundesrepublik stehen z. Z. folgende Ein- 
heiten zur Verfügung: 


bei der Deutschen 

Bundesbahn 

a) System „Wupper- 

20 

Motorwagen 

tal" 

22 

Anhänger mit 

(Lastzüge) 

50 

Wechselkästen 

b) System „Ulm" 

12 

Sattelzüge mit 

(Sattelzüge) 

24 

Wechselkästen 

bei Privatfirmen 



a) System „Ulm" 

2 

Sattelzüge mit 

(Sattelzüge) 

6 

Wechselkästen 

b) Eigene Konstruk- 

4 

Sattelzüge mit 

tion, die eine Ver- 

12 

Wechselkästen 

ladung auf Flach- 



wagen aller Art er- 



möglicht 




Als neueste Entwicklung ist in diesem Zusam- 
menhang ein System zu erwähnen, bei dem die Auf- 
bauten von Spezial-Lastkraftwagen ohne zusätzliche 
Hilfsmittel auf Ladeplätzen, Laderampen etc. und 
auf BT-Wagen der DB abgesetzt werden können. 
Die BT-Wagen müssen dabei mit einer einfachen 
Zusatzeinrichtung ausgerüstet sein. Dieses System 
gestattet, zu einem Lkw-Fahrgestell mehrere Auf- 
bauten zu verwenden und so einen rationellen Ein- 
satz der Zugkraft zu erreichen. Bei Verwendung 
einer Frachtpalette können auf dieser alle anderen 
Behälter oder Container bis zu einer Länge von 
rd, 6 m befördert werden. In der Erprobung befin- 
den sich z. Z. etwa 50 Aufbauten; weitere 250 sind 
in Auftrag gegeben. 

Die vorstehend genannten Systeme stellen den 
technischen Übergang zur Beförderung von Groß- 
Containern im kombinierten Verkehr aller Ver- 
kehrsträger dar. Die Beförderung von Groß-Con- 
tainern ist technisch vor allem in den USA bereits 
weit entwickelt; sie wird in Kürze auch im inter- 
kontinentalen Verkehr zwischen Nordamerika und 
Europa eine zunehmend wichtigere Rolle spielen. 

Vorarbeiten für eine universelle Verwendbarkeit 
der Groß-Container im weltweiten Verkehr hat der 
Internationale Normenausschuß (ISO) geleistet, in- 
dem er sich der Normung der Containergrößen, 
ihrer technischen Beschaffenheit, ihrer Kennzeich- 
nung und der Normung der Eckbeschläge angenom- 
men hat. Damit sind die technischen Grundlagen 
geschaffen, die eine durchgehende Transportkette 
zwischen den Kontinenten ermöglichen. 

2. Wirtsdiaftliche Entwicklung 

Der Groß-Containerverkehr, der in den USA seit 
mehreren Jahren mit gutem wirtschaftlichen Erfolg 
betrieben wird, steht in Europa und insbesondere 
in der Bundesrepublik noch am Anfang seiner Ent- 
wicklung. 
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Die wesentlichen Vorteile dieses Verkehrs sind: 
h für den Verlader 

a) kürzere Transportzeiten durch Wegfall der 
Unterwegsumladungen, 

b) Einsparungen von Verpackungskosten, insbe- 
sondere im Seeverkehr, 

c) geringere Transport- und Witterungsschäden, 

d) geringere Diebstahlgefahr, 

e) Einsparungen an Transport- und Versiche- 
rungskosten-, 

2. für den Verkehrsunternehmer 

a) schnellere Umlaufzeiten der Fahrzeuge durch 
rationellen Umschlag und schnelle Be- und 
Entladung, damit 

b) geringerer Kapitalbedarf bei gleicher Kapazi- 
tät, 

c) geringerer Personalbedarf mit niedrigeren 
Personalkosten. 

In den USA hatten die „Piggy-back" -Verladungen 
im Jahre 1965 einen Anteil von 3,5 v. H, an allen 
Wagenladungen im Eisenbahnverkehr; das im 
„Piggy-back" -Verkehr beförderte Frachtvolumen be- 
lief sich auf etwa 10 v. H. der im zwischenstädti- 
schen (intercity) Verkehr auf der Straße beförderten 
Gütermenge (Quelle: Railway Age vom 17. Januar 
1966, S, 7). Eine Aufgliederung in Huckepack- und 
Groß-Containerverkehr läßt sich aus dem vorlie- 
genden Material nicht gewinnen. 

In der Bundesrepublik sollte dem Groß-Container- 
verkehr aus wirtschaftlichen Gründen der Vorzug 
gegenüber dem Huckepackverkehr gegeben werden. 
Er vermeidet die Schwierigkeiten, die sich aus dem 
begrenzten Lichtraumprofil auf der Schiene ergeben. 
Die für normale Flachwagen oder BT-Wagen erfor- 
derlichen Zusatzeinrichtungen sind weniger kost- 
spielig als die Mehrkosten für Spezial-Tieflade- 
wagen. Außerdem tritt das Problem der Kraftfahr- 
zeugsteuer-Rückvergütung im Groß-Containerver- 
kehr nicht auf, da das steuerpflichtige Straßenfahr- 
zeug zurückbleibt und der Groß-Container nicht 
kraftfahrzeugsteuerpflichtig ist. 

Die bisher nur in begrenztem Umfang vorhande- 
nen Möglichkeiten für das Be- oder Entladen oder 
Umsetzen der Groß-Container von einem Verkehrs- 
mittel auf ein anderes könnten — ausgehend von 
dem oben geschilderten technischen Entwicklungs- 
zustand — • in verhältnismäßig kurzer Zeit geschaf- 
fen werden. Dies wird auch möglich sein, ohne daß 
die entstehenden Kosten die Wirtschaftlichkeit die- 
ses Verkehrs in Frage stellen. 


D. Maßnahmen zur Förderung des Huckepack- und 
Groß-Containerverkehrs 

1. Maßnahmen auf technischem Gebiet 

a) Mit Unterstützung des BMV wurden in den ver- 
gangenen Jahren die verschiedensten techni- 


schen Lösungsmöglichkeiten untersucht und die 
erfolgversprechenden Systeme bis zur Betriebs- 
reife entwickelt. Für den Huckepackverkehr 
wurde insbesondere eine Verringerung der 
Plattformhöhe der Eisenbahnwagen durch An- 
wendung kleiner Räder verfolgt. Das Ergebnis 
war 1961 der Niederflurwagen Bauart „Aachen" 
mit einem kleinsten Raddurchmesser von 680 mm 
und einer Achsaufstandshöhe von 375 mm über 
Schienenoberkante für den Sattelauflieger. 

Um zu klären, ob auch die Anwendung kleiner 
Räder bei Lastkraftwagen zu einer Erleichterung 
im Huckepackverkehr führen kann, hat der BMV 
die Studiengesellschaft „Leichtbau der Verkehrs- 
fahrzeuge e. V." im Mai 1964 beauftragt zu un- 
tersuchen, 

„ob und inwieweit die derzeitigen mit dem 
Leichtbau im Zusammenhang stehenden Er- 
kenntnisse in der Reifenfabrikation ausrei- 
chen, kleine Räder für Lastfahrzeuge zu ent- 
wickeln." 

Nach dem vorliegenden Zwischenbericht — der 
Schlußbericht steht noch aus — ist es fraglich, 
ob auf diesem Wege eine wesentliche Förderung 
des Huckepackverkehrs unter Einsatz von Last- 
kraftwagen zu erzielen ist. 

b) Auf dem Gebiet des Groß-Containerverkehrs hat 
der BMV die Arbeiten des Technischen Komitees 
104 des Internationalen Normenausschusses 
(ISO) nachdrücklich unterstützt. Die Einhaltung 
der Normen ist für eine universelle Verwend- 
barkeit der Groß-Container sehr wichtig, da die 
ISO nicht nur eine Vereinheitlichung der Ab- 
messungen und Gewichte der Groß-Container, 
sondern auch eine Normung der dem Umschlag 
und der Sicherung dienenden Teile vorschlägt. 
Es sind besondere Eckbeschläge (corner fittings) 
vorgesehen, die sowohl zur Anbringung der 
automatischen Krangeschirre als auch zur Ver- 
bindung der Groß-Container untereinander so- 
wie zu deren Sicherung auf Schiffen und Land- 
fahrzeugen dienen. Es wurde darauf geachtet, 
daß die Normungen — auch die der Eckkonstruk- 
tionen — zur Verzurrung, Verkranung und fe- 
sten Verbindung der Container untereinander 
allen Möglichkeiten der Beanspruchung auf dem 
Transport Rechnung tragen, indem ein von Pa- 
tenten unabhängiges, in der ganzen Welt ver- 
wendbares System zur internationalen Norm 
erhoben wurde. 

c) Eine enge internationale Zusammenarbeit be- 
steht innerhalb der Wirtschaftskommission für 
Europa der Vereinten Nationen (ECE). Der Bun- 
desrepublik ist der Vorsitz in der dort bestehen- 
den Arbeitsgruppe „Kombinierter Verkehr" 
übertragen worden. In dieser Arbeitsgruppe 
wird der gesamte Bereich des kombinierten Ver- 
kehrs bearbeitet. Im Hinblick auf die speziellen 
Probleme des Groß-Containerverkehrs, insbe- 
sondere des interkontinentalen Containerver- 
kehrs zwischen Nordamerika und Europa, hielt 
es die Arbeitsgruppe jedoch für geboten, hierfür 
eine besondere Berichtergruppe zu bilden, um 
möglichst schnell international abgestimmte Re- 
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gelungen zur Förderung und Erleichterung die- 
ses Verkehrs aufzustellen. Dieses Gremium, das 
ebenfalls unter deutschem Vorsitz arbeitet, be- 
steht aus Sachverständigen der europäischen 
Länder (einschließlich UdSSR) und der USA. Da- 
mit ist gewährleistet, daß die Erfahrungen, die in 
den USA seit Beginn des Groß-Containerver- 
kehrs gesammelt werden konnten, beim Aufbau 
dieses Verkehrs in Europa nutzbringend berück- 
sichtigt und Anlaufscliwierigkeiten möglichst 
vermieden werden. 

Beide ECE-Gremien befassen sich sowohl mit 
technischen als auch mit wirtschaftlichen Fragen 
des in ihre Zuständigkeit fallenden Verkehrs. 

d) Zusammenfassend kann anhand der Bestands- 
aufnahme im internationalen Rahmen festge- 
stellt werden, daß für den Huckepackverkehr 
und für den Groß-Containerverkehr technische 
Systeme zur Verfügung stehen, die eine ein- 
wandfreie Durchführung dieser Verkehre erlau- 
ben. Das schließt nicht aus, daß Ingenieure und 
Konstrukteure die im Einsatz befindlichen Sy- 
steme noch weiter vervollkommnen, insbeson- 
dere durch Vereinfachung der z. Z. erforder- 
lichen Spezial- und Zusatzausrüstungen die Vor- 
aussetzungen für einen noch kostengünstigeren 
Verkehr schaffen. 

2. Maßnahmen auf wirtschaftlidiem Gebiet 

a) Das große Interesse, das die Bundesregierung 
der Rationalisierung des Transports durch die 
Förderung des kombinierten Verkehrs entgegen- 
bringt, hat sie seit Jahren durch finanzielle Zu- 
wendungen an die eng mit der Wirtschaft — 
Verkehrsträger und Verlader — zusammenar- 
beitende „Studiengesellschaft für den kombinier- 
ten Verkehr e. V." zum Ausdruck gebracht. Diese 
Studiengesellschaft nimmt sich auch der in diesem 
Bericht behandelten Probleme des Huckepack- 
und Groß-Containerverkehrs an. Ihr wurde u. a. 
im Jahre 1963 vom BMV der Auftrag erteilt, in 
einem Gutachten folgende Frage zu untersuchen: 

„Welche verkehrswirtschaftlichen Gründe ha- 
ben verursacht, daß der Huckepackverkehr 
trotz geeigneter technischer Lösungen noch 
keine weitere Verbreitung gefunden hat?" 

Das von Prof. Dr. Dr. Böttger unter Mitarbeit 
der Studiengesellschaft für den kombinierten 
Verkehr bearbeitete Gutachten wurde im Juli 
1964 abgeschlossen und ist in der Schriftenreihe 
„Transportkette — Forschungsberichte der Stu- 
diengesellschaft für den kombinierten Verkehr", 
Heft 9, 1965 VDI-Verlag GmbH, Düsseldorf, unter 
dem Titel „Probleme des Huckepackverkehrs" 
veröffentlicht worden. 

In einer eingehenden Analyse werden folgende 
bisher wirksame verkehrswirtschaftlichen Hin- 
derungsgründe für den Huckepackverkehr auf- 
gezeigt: 

I. Hinderungsgründe im Bereich des Güter- 
fernverkehrs 

1. Unzureichende Verbreitung des Sattel- 
kraftfahrzeugs 


2. Kleinbetriebliche Struktur des gewerb- 
lichen Güterfernverkehrs 

3. Zurückhaltung im Güterfernverkehr 
wegen möglicher innerbetrieblicher Kon- 
sequenzen 

4. Zu hohe Kosten des Huckepackverkehrs 

5. Unzureichende Verkehrsmengen und 
Transwortweiten 

11. Hinderungsgründe im Bereich der Deut- 
schen Bundesbahn 

1. Verhinderung einer Kapazitätsauswei- 
tung des Straßengüterfernverkehrs 

2. Vermeidung nachteiliger Auswirkungen 
auf den vorhandenen Eisenbahngüter- 
verkehr 

3. Bedenken hinsichtlich der Wirtschaftlich- 
keit 

4. Geringe Bereitschaft für den Übergang 
zum Knotenpunktverkehr 

III. Hinderungsgründe im Bereich der Verlader 

1. Beförderung im Huckepackverkehr bringt 
keine Frachtvorteile 

2. Passives Verhalten infolge der nur lang- 
samen Entwicklung des Huckepackver- 
kehrs 

3. Teilweise sogar Verbot der Huckepack- 
beförderung, wenn diese Zeitverluste, 
Terminschwierigkeiten oder dgl. verur- 
sachte. 

In ihrer Schlußbetrachtung heben die Gutachter 
folgendes hervor: 

„Sinn der Förderung des Huckepackverkehrs 
ist eine Rationalisierung des Transportvor- 
gangs durch Kombination artverschiedener 
Transportmittel. Im Vordergrund bei allen 
Überlegungen zu diesem Problemkreis muß 
der Verkehrsnutzer stehen. Bei ihm müssen 
sich überzeugend fühlbare Vorteile durch die 
Huckepackbeförderung bemerkbar machen, sei 
es in Gestalt einer billigeren oder schnelleren 
Transportabwicklung, durch die Verminderung 
von Umladevorgängen infolge des komplet- 
ten Haus-Haus-Verkehrs, durch Kostenerspar- 
nis bei der Verpackung, durch eine einfachere 
und schnellere Ladebehandlung, durch die 
größere Transportsicherheit oder durch die 
Transportmöglichkeit zu jeder Jahreszeit . . . 
Die Verkehrsnutzer sollen nicht die Art und 
Weise der Bereitstellung der Transportfahr- 
zeuge als etwas Gegebenes und von den Ver- 
kehrsträgern ausschließlich zu Gestaltendes 
hinnehmen, sondern ihre Verkehrsansprüche, 
angefangen in der kleinsten Zelle, aus eigener 
Sicht zu formen versuchen und die Verkehrs- 
träger zur Anpassung an ihre Bedürfnisse be- 
wegen." 

Diese Ausführungen verdienen das Interesse 
aller Beteiligten, die sich mit den Fragen der För- 
derung des kombinierten Verkehrs mit seiner 
Durchführung und den weiteren Rationalisie- 
rungsmöglichkeiten beschäftigen. 
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b) Der berechtigte Wunsch nach stärkerer Berück- 
sichtigung der Interessen der Verlader (Ver- 
kehrsnutzer) kann durch den Groß-Containerver- 
kehr besser als durch den Huckepackverkehr er- 
füllt werden. Er bringt dem Verkehrsniitzer näm- 
lich fühlbare Vorteile, die sich bis in den inner- 
betrieblichen Bereich auswirken. Die Bundes- 
regierung hat deshalb auch im Rahmen ihrer ■ 
Möglichkeiten die Bemühungen um eine Erleich- i 
terung dieses zum Großbehälterverkehr zählen- ! 
den Sonderzweiges des kombinierten Verkehrs | 
verstärkt. 

So hat die deutsche Delegation in den oben ge- j 
nannten ECE-Gremien — Arbeitsgruppe „Kom- ; 
binierter Verkehr" und Berichtergruppe „Inter- | 
kontinentaler Container-Verkehr zwischen Nord- I 
amerika und Europa" — den Gedankenaustausch j 
auch über die wirtschaftlichen Fragen dieser 
rationellen Beförderungsart eingeleitet. Eine Be- j 
Schränkung der Diskussion auf den nationalen : 
Bereich und eine Anpassung der geltenden deut- ■ 
sehen Vorschriften an die Erfordernisse der I 
durchgehenden Transportkette reicht bei der j 
engen weltweiten Verflechtung der deutschen | 
Volkswirtschaft nicht aus, um optimale Ratio- i 
nalisierungserfolge zu erzielen. Die damit zu- 
sammenhängenden Probleme, z. B. auf dem Ge- , 
biet der Zollvorschriften oder der Beförderungs- i 
und Tarifbedingungen, bei denen der Grund- ; 
satz der Reziprozität Geltung haben soll, lassen 
sich nur in einem großen internationalen Rah- 
men zufriedenstellend lösen. Dadurch ggf. be- 
dingte zeitliche Verzögerungen können und soll- 
ten durch die Einführung von national geltenden 
Übergangsregelungen überbrückt werden. 

c) Im Frühjahr 1964 bot die Bundesregierung im 
Rahmien des technischen Erfahrungsaustausches 
einer Gruppe von Fachleuten die Möglichkeit, 
die in den USA entwickelten Systeme des „Piggy- 
back"-Verkehrs an Ort und Stelle kennenzuler- 
nen und sich über die dort gemachten Erfahrun- 
gen durch Sachverständige der Verkehrsträger, 
der Spedition, der Verbände, der Verlader und 
der Regierung unterrichten zu lassen. Ein ein- 
gehender Erfahrungsbericht über diese USA- 
Studienreise ist in der Schriftenreihe „Fortschritt- 
Berichte VDI-Zeitschrift", Reihe 12, Nr. 9, VDl- 
Verlag GmbH, Düsseldorf, Februar 1966, ver- 
öffentlicht worden. 

Dieser Erfahrungsbericht schildert nicht nur 
Form, Organisation, Verbreitung und Abwick- 
lung des „Piggy-back" -Verkehrs in den USA, 
sondern skizziert auch die Möglichkeiten, die 
realisierbar erscheinen, um das in den USA ent- 
wickelte Konzept zur Kostensenkung und quali- 
tativen Verbesserung der Verkehrsbedienung 
auch in der Bundesrepublik und in Europa er- 
folgreich anwenden zu können. U. a. wird folgen- 
des ausgeführt (a. a. O. S. 148 f.); | 

„Es liegt auf der Hand, daß ein Huckepackver- 
kehr mit Sattelanhängern nicht so wirtschaft- 
lich sein kann wie ein kombinierter Verkehr 
mit Containern. Man muß jedoch diese Phase 
des deutschen Huckepackverkehrs als notwen- 


dige Entwicklungsstufe betrachten. Nur auf 
diesem Wege wurde die Möglichkeit eröffnet, 
die allein vorhandenen normalen Straßenfahr- 
zeuge ohne Sonder- und Zusatzeinrichtungen 
für den kombinierten Schiene/Straße-Verkehr 
einsetzen zu können." 

Zum Groß-Containerverkehr heißt es dann wei- 
ter (S. 149): 

„Der Container ist billig, der Eisenbahnflach- 
wagen nicht oder nicht viel teuerer als ein 
gewöhnlicher Flachwagen. Die Profilbeschrän- 
kungen entfallen. Die Totgewichte werden 
vermindert, auf den Eisenbahnwagen können 
je Achse höhere Nutzlasten untergebracht 
werden." 

d) Auf Grund der bisherigen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung des Huckepackverkehrs sind jedoch bei 
der DB, die sich inzwischen über die Regelungen 
in den Vereinigten Staaten von Amerika an Ort 
und Stelle unterriditen konnte, Erwägungen im 
Gange, die Beschränkung des Huckepackverkehrs 
auf den gewerblichen Güterfernverkehr zu lok- 
kern und auch andere Partner des Straßengüter- 
verkehrs sowie die Spedition in das Verfahren 
— allerdings zu anderen Bedingungen und Auf- 
lagen als mit dem gewerblichen Güterfernver- 
kehr — einzubeziehen. 

e) Die vom Bundesrat in seiner 266. Sitzung am 
28. Februar 1964 gewünschte Prüfung der Frage, 
ob eine Sonderregelung für den Fluckepackver- 
kehr im Güterkraftverkehrsgesetz zweckmäßig 
sei, hat zu dem Ergebnis geführt, aus den vor- 
genannten Gründen zunächst von einer solchen 
Gesetzesergänzung abzusehen. Die Bundesregie- 
rung hält es vielmehr für notwendig, das Pro- 
blem im Zusammenhang mit der Entwicklung des 
Groß-Containerverkehrs, der von ihr ebenso 
wie der Huckepackverkehr gefördert wird, zu 
sehen. Diese Verkehrsart könnte nämlich — wie 
bereits dargelegt — eine vorteilhaftere Gesamt- 
lösung bringen als der Huckepackverkehr, so daß 
dessen Verankerung im Güterkraftverkehrs- 
gesetz entbehrlich wird. 

f) Bei einem stärkeren Anstieg des Groß-Con- 
tainerverkehrs wird schließlich auch die Frage 
der Fraditberechnung für diesen Verkehr gelöst 
werden müssen. Zur Zeit wird zum Beispiel nur 
für Groß-Container, die bei der Eisenbahn regi- 
striert sind, das Eigengewicht bei der Fracht- 
berechnung nicht berücksichtigt, während für 
alle anderen Groß-Container auch für das Eigen- 
gewicht volle Fracht entsprechend der Güterart, 
die in ihm befördert wird, berechnet wird. Die 
DB untersucht zur Zeit die Frage der Einführung 
eines arteigenen Container-Tarifs, der für diesen 
Verkehr Erleichterungen bringen soll, soweit 
dies für die DB eigenwirtschaftlich vertretbar ist. 
Um Mißverständnisse zu vermeiden, sei ergänzt, 
daß die oftmals geäußerten Klagen, die „Kat- 
tonesor Sätze" für die Beförderung von Straßen- 
fahrzeugen im Huckepackverkehr seien zu hoch, 
und eine weitere Senkung könne zu einer Bele- 
bung dieser Beförderungsart führen, mit großer 
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Wahrscheinlichkeit unbegründet sind. Seit der ' 
ersten Einführung dieser Sätze im Anschluß an 
eine gemeinsame Vereinbarung zwischen der 
DB und dem Bundesverband des Güterfernver- , 
kehrs (früher Arbeitsgemeinschaft für den Güter- i 
fernverkehr) im Jahre 1957 gelten sie — trotz j 
erheblicher Kostensteigerungen — noch heute, 
also nach mehr als 18 Jahren, unverändert. Selbst ; 
eine als Starthilfe für Probeverkehre gewährte I 
Ermäßigung von 10 ^/o auf diese Sätze für die | 
Dauer von 6 Monaten brachte der DB nicht den 
Mehrverkehr, der diese zusätzliche Ermäßigung . 
hätte rechtfertigen können. 


D. Schlußbetrachtung 

1. Die vorstehenden Ausführungen über die bis- 

herigen Bemühungen der Bundesregierung um 
eine Förderung des Huckepack- und Großbehäl- i 
terverkehrs lassen die Grenzen erkennen, die 
ihrer heutigen und künftigen Einflußnahme ge- 
setzt sind. In das Recht des Verkehrsnutzers, das 
für seinen Beförderungsauftrag geeignet erschei- ! 
nende Beförderungsmittel frei zu wählen, kann i 
und soll vom Staat nicht eingegriffen werden. ; 
Dies widerspräche auch der Zielsetzung der Ver- 
kehrsgesetze von 1961, die ausdrücklich eine i 
Aufgabenteilung im Verkehr über die Beförde- ! 
rungsentgelte und den Wettbewerb der Ver- 
kehrsträger vorsehen. Staatliche Eingriffe, wie 
sie zuweilen angeregt oder erwartet werden, 
sind mit den Grundsätzen der sozialen Markt- 
wirtschaft im Verkehr nicht vereinbar. Aus den 
gleichen Gründen könnten daher auch die Stra- i 
ßenverkehrsunternehmer nicht gezwungen wer- | 
den, für einen Teil der Transportstrecke den ■ 
Schienenweg zu wählen. Schließlich hat sich auch 
die Ausgabe eines Sonderkontingents von Gü- 
terverkehrsgenehmigungen, die ausschließlich 
zur Güterbeförderung im Huckepackverkehr be- 
rechtigen, als verfassungsrechtlich nicht zulässig 
erwiesen. | 

Abgesehen von Maßnahmen der Bundesregie- 
rung, die der technischen Vervollkommnung des 
Huckepack- und Groß-Containerverkehrs sowie 
der Beseitigung von Hindernissen bei seiner 
Durchführung dienen, muß also die weitere Ent- 
wicklung dieser Zweige des kombinierten Ver- 
kehrs in erster Linie den Steuerungskräften des 
Wettbewerbs und der wirtschaftlichen Nutzen- 
schätzung der an dieser Verkehrsart Beteiligten 
überlassen bleiben. 

I 

2. Im Rahmen der vorstehend gezogenen Grenzen i 

wird die Bundesregierung auch künftig die Ent- ; 
Wicklung dieser rationellen Verkehrsarten mit i 
den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln nach- : 
drücklich unterstützen. | 

Sie wird zu diesem Zwecke insbesondere ihre | 
Bestrebungen fortsetzen, im internationalen Be- 
reich die gesetzlichen und administrativen Hin- ' 
dernisse abzubauen, die einer stärkeren Entwick- 
lung dieses Verkehrs und der vollen Ausschöp- 
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lung der durch diese Verkehrsarten gebotenen 
Rationalisiernngsniöglichkeilen heute noch ent- 
gegen stehen. 

Der Groß-Containerv(ukehr steht im Mittelpunkt 
der Erörterungen und Bestrebungen, vor allem, 
weil er eine weltweite, durchgehende Transport- 
kette ermöglicht. Seiner Förderung dienen vor 
allem die von der Bundesregierung angeregten 
Arbeiten in der erwähnten Berichtergruppe der 
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten 
Nationen (ECE) in Genf. Sie befaßt sich mit fol- 
genden Problemen: Zollfragen, Gesundheitskon- 
trollen {besonders im Kühlvorkehr), technische 
Ausführung der Container, Kennzeichnung und 
Registrierung der Container, Anpassung der Ta- 
rifwerte und Beförderungsvorschriften für den 
Containerverkehr sowie Vereinfachung der Be- 
förderungspapiere. Die Bundesregierung prüft 
zur Zeit insbesondere die einschlägigen deut- 
schen Zollvorschriften und ist bestrebt, sie den 
Erfordernissen der durchgehenden Trans])ort- 
kette soweit wie möglich anzupassen. 

In die Vorarbeiten für die Lösung der anderen 
vorgenannten Fragen ist vom Bundesminister für 
Verkehr ein bei der „Studiengesellschaft für den 
kombinierten Verkehr" gebildeter Forschungs- 
kreis eingeschaltet, dem Sachverständige der 
Verkehrsträger, der Spedition und der verladen- 
den Wirtschaft angehören. 

4. Ferner ist zu erwähnen, daß der Ministerrat der 
Europäischen Konferenz der Verkehrsminister 
(CEMT) im Dezember 1964 beschlossen hat, er- 
neut die wirtschaftlichen und technischen Pro- 
bleme des kombinierten Verkehrs zu behandeln. 
Die Auskünfte der 18 Mitgliedsländer hierüber 
sollen in einem Bericht über den „Kombinierten 
Vorkehr" verwertet werden, der einen Überblick 
über die Größenordnung der einzelnen Arten des 
Verkehrs und ihr Verhältnis zum gesamten Gü- 
terverkehr geben, die Hindernisse verschieden- 
ster Art aufzeigen und Maßnahmen zu ihrer Be- 
seitigung Vorschlägen soll. 

In diesem Zusammenhang sei allerdings darauf 
hingewiesen, daß in dem genannten Kreis der 18 
europäischen Länder nur Frankreich und die 
Bundesrepublik über einen nennenswerten Huk- 
kepackverkehr verfügen (99 ^ o des Eisenbahn- 
Huckepackverkehrs der 18 CEMT-Länder). Er 
macht nach dem vorliegenden Material mit einem 
Anteil von etwa 2,3 üoo aber nur einen sehr ge- 
ringen Teil des Beförderungsaufkommens der 
Eisenbahn dieser beiden Länder aus. Diese Tat- 
sachen zeigen, daß die Entwicklungschancen die- 
ses Verkehrs vor allem über größere Beförde- 
rungsweiten, also im grenzüberschreitenden 
Verkehr, zu suchen sind. Bei realistischer Be- 
trachtung muß aber damit gerechnet werden, 
daß der Groß-Containerverkehr auf längere Sicht 
den Huckepackverkehr weitgehend zurückdrän- 
gen wird. 

5. Im Groß-Containerverkehr werden die Bestre- 
bungen der USA, den dort bereits mit gutem 
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Erfolg betriebenen Containerverkehr auf inter- 
nationale Transporte und damit auf den Verkehr 
mit Europa auszudehnen, auch Rückwirkungen 
auf den Verkehrsablauf innerhalb Europas und 
damit der Bundesrepublik haben. Denn weltweit ! 
wird der Verkehr nur dann die erwartete Ent- ; 
Wicklung nehmen, wenn die Groß-Container in ! 
beiden Richtungen beladen über den Atlantik 
befördert werden können. Dies wird jedoch 
zwangsläufig auch zur Einführung und Belebung 
des Groß-Containerverkehrs in der Bundesrepu- 
blik selbst führen. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung des ] 
gesamten kombinierten Verkehrs auch weiterhin 
nachdrücklich fördern. Dabei werden sich ihre ! 


Bemühungen — auf der Grundlage des von ihr 
am 26. Januar 1966 beschlossenen Verkehrspoli- 
tischen Programms — darauf richten, 

die Mittel des kombinierten Verkehrs in die 
neue Ordnung des Kleingutverkehrs einzube- 
ziehen, 

die Rationalisierungsmöglichkeiten dieser mo- 
dernen Beförderungsart für die verladende 
Wirtschaft und die Verkehrsträger zur Gel- 
tung zu bringen, 

gleichzeitig die Straßenverkehrssicherheit zu 
fördern und 

einen Beitrag zur Herstellung einer optimalen 
Verkehrsbedienung zu leisten. 
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